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Dienstnachrichten
Entschließungen des Landesbischofs

Berufen (auf 6 Jahre):
Pfarrer Gustav Nübling in Müllheim (Mar- 

tinspfarrei), z. Z. noch in Hauingen, zum Dekan für
den Kirchenbezirk Müllheim mit Wirkung 
1. 5. 1969.

vom

Bestätigt:
die Wahl des Pfarrers Gerhard Jung in Denz­

lingen zum Dekanstellvertreter für den Kirchen­
bezirk Emmendingen.

Berufen
(gemäß § 11 Ziffer 1 Pfarrbesetzungsgesetz):
Pfarrer Wolfgang Nickel, z. Z. mit der Ver­

waltung der Pfarrei Bühl beauftragt, zum Pfarrer 
daselbst nach Aufnahme unter die badischen Pfar­
rer, Pfarrer Karl Platz in Schiltach zum Pfarrer 
in Asbach.

Berufen
(gemäß § 11 Ziffer 2 a Pfarrbesetzungsgesetz):
Vikar Baldur Schmitt in Meckesheim zum 

Pfarrer in Britzingen, Pfarrer Wolfgang Schnei­
der in Immendingen zum Pfarrer der Ambrosius- 
Blarer-Pfarrei in Konstanz.

Berufen
(gemäß § 11 Ziffer 2 b Pfarrbesetzungsgesetz):
Pfarrer Gustav Nübling in Hauingen 

Pfarrer der Martinspfarrei in Müllheim.
zum

Berufen
(gemäß § 11 Ziffer 2 c Pfarrbesetzungsgesetz):
Pfarrer Richard Elser in Kenzingen zum Pfar­

rer in Bad Krozingen.

Nach Erreichen der Altersgrenze tritt in den 
Ruhestand:

Oberkirchenrat Hans Katz in Karlsruhe, Stell­
vertreter des Landesbischofs, auf 1. 4. 1969.

Entschließungen des Landeskirchenrats 

Ernannt
(auf Vorschlag des Landesbischofs):

Oberkirchenrat Gerhard Kühlewein zum
Stellvertreter des Landesbischofs mit Wirkung vom 
1.4. 1969;

Dekan Pfarrer Karl Theodor Schäfer in Müll­
heim (Martinspfarrei) zum Mitglied des Evangeli­
schen Oberkirchenrats als Oberkirchenrat mit Wir­
kung vom 1. 5. 1969.

Entschließungen des Oberkirchenrats

Bestätigt:
die Ernennung des Vikars Gerhard Koch in 

Bödigheim zum Pfarrer daselbst (Freiherrlich Rüdt 
von Collenberg’sches Patronat).

Berufen
(gemäß § 16 des Gesetzes über den Dienst des Pfarr­

diakons und des Pfarrverwalters):
Pfarrdiakon Paul Aukschun in Böhringen 

(Pfarrbezirk Radolfzell) und Pfarrdiakon Gerhard 
Stähler in Uiffingen zu Pfarrverwaltern.

Versetzt:
Pfarrer Wilfried Schweikhart, zuletzt ab­

geordnet zum Dienst in der Weltmission (Basler Mis­
sion), zur Dienstaushilfe nach Boxberg und anschlie­
ßend zur Dienstaushilfe nach Schiltach;
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Vikar Artur Wo11 in Karlsruhe-Rüppurr (Auf­
erstehungspfarrei) als Vikar nach Karlsruhe (Jo­
hanniskirche).

Bestellt:
Dozent Gerhard Wagner in Heidelberg zum 

Leiter des Evang. Orgel- und Glockenprüfungs­
amtes Nordbaden. Anschrift des Amtes vorerst: 
693 Eberbach/Neckar, Friedrich-Ebert-Str. 23;
Telefon 0 62 71/35 43.

Der Dienst des bisherigen Leiters dieses Amtes, 
des Dozenten Dr. Walter Leib in Heidelberg, ist 
damit beendet.

Ernannt:
Kirchenverwaltungsobersekretär Manfred

Spindler bei der Evang. Pflege Schönau in Hei­
delberg zum Kirchenverwaltungshauptsekretär.

Beurlaubt:
Pfarrer Hans Mohr in Hoffenheim zum Dienst 

als hauptamtlicher Militärpfarrer in Immendingen, 
Pfarrer Karl Moos in Forbach zum Dienst als 
hauptamtlicher Militärpfarrer in Tauberbischofs­
heim.

Beurlaubt auf Antrag:
Vikar Manfred Dehnen in Mannheim zum 

Dienst im Burckhardthaus in Gelnhausen als Pfar­
rer der Landeskirche.

In den Ruhestand versetzt auf Antrag nach Erreichen 
der Altersgrenze:

Pfarrer Wilhelm Kar1e in Mannheim (Ostpfar­
rei der Christuskirche) auf 1. 5. 1969.

Entlassen auf Antrag:
Religionslehrerin Vikarin Hanna Strack in 

Freiburg.

Entschließung des 
Bad.-Württ. Ministerpräsidenten
In den Ruhestand versetzt auf Antrag:

Oberstudienrat Pfarrer Wilhelm Hartlieb in 
Baden-Baden (Gymnasium Hohenbaden und Mark­
graf-Ludwig-Gymnasium) auf 1. 10. 1968.

Gestorben:
Finanzrat i. R. Hermann Hin, zuletzt Vorstand 

des Rechnungsamts des Evang. Oberkirchenrats, 
am 7.1. 1969, Finanzrat i. R. Karl Stumpf, zuletzt 
Vorstand des Rechnungsprüfungsamts des Evang. 
Oberkirchenrats, am 25. 1. 1969, Pfarrer i. R. Albert 
Wüst, zuletzt in Kadelburg, am 20. 1. 1969.

Diensterledigungen
Achern, Kirchenbezirk Baden-Baden

Pfarrhaus wird frei.
Forbach, Kirchenbezirk Baden-Baden

Pfarrhaus wird frei.
Hauingen, Kirchenbezirk Lörrach

Pfarrhaus wird frei.
Mannheim, Ostpfarrei der Christuskirche, Kirchen­
bezirk Mannheim

Pfarrhaus wird frei.
Nonnenweier, Kirchenbezirk Lahr

Pfarrhaus wird frei.
Schiltach, Kirchenbezirk Hornberg

Pfarrhaus wird frei.
Besetzung durch Gemeindewahl. Bewerbungen 

innerhalb drei Wochen unmittelbar beim Evang. 
Oberkirchenrat; gleichzeitig Anzeige an das für den 
Bewerber zuständige Dekanat.
Hoffenheim, Kirchenbezirk Sinsheim

Pfarrhaus wird frei.
Besetzung im Ternaverfahren (VO v. 6. 7. 1921, 

VBl. S. 71). Bewerbungen innerhalb 3 Wochen an 
Herrn Gustav Freiherr von Gemmingen in 6921 
Treschklingen über Sinsheim (Elsenz); gleichzeitig 
Anzeige an das für den Bewerber zuständige Deka­
nat und den Evang. Oberkirchenrat.

Eine Vorsprache bei den für die ausgeschriebe­
nen Pfarrstellen zuständigen Dekanaten wird emp­
fohlen.

Die Bewerbungen müssen bis spätestens 25. Fe­
bruar abends beim Evang. Oberkirchenrat bzw. bei 
der Patronatsherrschaft eingegangen sein.

Verordnung
Ordnung der Jugendarbeit in der Evangelischen Landeskirche in Baden

Vom 23. Januar 1969

Vorbehaltlich einer kirchengesetzlichen Rege­
lung nach § 67 der Grundordnung erläßt der Evange­
lische Oberkirchenrat im Einvernehmen mit der 
Landesjugendkammer die folgende Ordnung der 
Jugendarbeit:

I. Bezirksjugendkonvent
1. Der Bezirksjugendkonvent ist die jeweils für

2 Jahre gebildete Versammlung von Vertretern 
der Evangelischen Jugend im Kirchenbezirk.
In ihm schließen sich die Vertreter der Jugend­
arbeit in den Gemeinden, Verbänden, Arbeitsge-

meinschaften und Aktionen zu gemeinsamer Ar­
beit zusammen.
Die Eigenständigkeit der verschiedenen Arbeits­
formen in den einzelnen Gemeinden und Ver­
bänden bleibt gewahrt.

2. Der Bezirksjugendkonvent hat insbesondere fol­
gende Aufgaben
a) Beratung aller Fragen und Aufgaben der 

Evangelischen Jugendarbeit im Kirchenbezirk 
(z. B. Jahresprogramm, Jugendpolitik),

b) Planung und Vorbereitung gemeinsamer Ver­
anstaltungen und Dienste (z. B. Treffen, mis-
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sionarische und diakonische Einsätze, Sport, 
Laienspiel),

c) Unterstützung der Jugendarbeit in den Ge­
meinden des Bezirks,

d) Mitverantwortung für die Arbeit an der nicht- 
organisierten Jugend,

e) Wahl von 4 bis 6 der Landeskirche angehö­
renden Mitgliedern für die Bezirksjugend­
kammer für jeweils 2 Jahre,

f) Wahl des Vertreters und der Vertreterin in den 
Landesjugendkonvent,

g) Wahl der Vertreter in die Arbeitsgremien wie 
Jugendpolitischer Arbeitskreis o. ä.,

h) Beschluß einer Geschäftsordnung.
Mit der Durchführung bestimmter Aufgaben 
kann der Bezirksjugendkonvent einzelne Mitglie­
der oder Ausschüsse beauftragen.

3. Mitglieder:
a) Aus jeder Einzelgemeinde entsendet der Mit­

arbeiterkreis für Jugendarbeit je einen Ver­
treter männlicher und weiblicher Jugend­
arbeit in den Konvent und benennt deren 
Stellvertreter.

b) Falls in einer Gemeinde oder im Bezirk wei­
tere Jugendarbeit durch Verbände, Arbeits­
gemeinschaften oder Aktionen durchgeführt 
wird, entsenden diese je einen Vertreter in 
den Konvent und benennen deren Stellver­
treter.

c) Sollte ein Arbeitsgebiet nicht im Konvent ver­
treten sein, so beruft der Konvent einen Ver­
treter dieses Arbeitsgebietes dazu (z. B. Jung­
schararbeit, Sport, Musik o. ä.).

d) Der Bezirksjugendpfarrer, die Bezirksjugend­
warte, die Jugendsekretärin (Bezirksleiterin) 
und weitere hauptamtliche und nebenamtliche 
Mitarbeiter mit Aufgaben der Jugendarbeit 
des Kirchenbezirks gehören dem Bezirksju­
gendkonvent kraft Amtes an.

e) Der Konvent kann bis zu 5 in der Jugend­
arbeit erfahrene Persönlichkeiten als Mitglie­
der berufen.

Beim Ausscheiden eines Vertreters aus der Ju­
gendarbeit erlischt seine Mitgliedschaft im Kon­
vent.
Alle Mitglieder der Bezirksjugendkammer, die
nicht Konventmitglieder sind, können 
Sitzungen ohne Stimmrecht teilnehmen.

denan

4. Leitung des Konvents:
a) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter wer­

den aus der Mitte des Konvents für die Dauer 
von jeweils 2 Jahren gewählt. In der Regel 
soll ein ehrenamtlicher Mitarbeiter als Vorsit­
zender gewählt werden.

b) Der Vorsitzende beruft jährlich mindestens 
zweimal den Konvent ein und leitet ihn.
Auf Antrag von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder ist der Konvent zu einer außer­
ordentlichen Sitzung einzuberufen.

c) Der Vorsitzende sorgt für die Führung des 
Protokolls.

II. Bezirksjugendkammer
1. In der Bezirksjugendkammer schließen sich je­

weils für die Dauer von 4 Jahren die gewählten

Vertreter des Bezirksjugendkonvents mit haupt­
amtlichen und weiteren Trägern der Jugend­
arbeit zur Wahrnehmung gemeinsamer Verant­
wortung zusammen.

2. Die Bezirksjugendkammer hat insbesondere fol­
gende Aufgaben:
a) Sie berät die Leitung des Kirchenbezirks in 

allen die Jugendarbeit des Kirchenbezirks be­
treffenden Fragen.

b) Sie erörtert Aufgaben und Zielsetzung der 
Jugendarbeit und beschließt das Arbeitspro­
gramm.

c) Sie beschließt den Haushaltsplan und bean­
tragt die erforderlichen Mittel.

d) Sie verwaltet sämtliche ihr zur Verfügung 
stehenden Mittel (z. B. kirchliche, staatliche, 
kommunale Zuschüsse, Eigenmittel u. a.) 
unter Aufsicht des Rechnungsprüfungsamts 
des Evangelischen Oberkirchenrats.

e) Sie wirkt mit bei der Bestellung des Bezirks­
jugendpfarrers sowie der Beauftragung eines 
Bezirksjugendwarts und einer Jugendsekre­
tärin nach der Ordnung der Landeskirche.

f) Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.
3. Mitglieder:

a) der Vorsitzende, sein Stellvertreter und 4 bis 
6 weitere Mitglieder des Jugendkonvents,

b) der Bezirksjugendpfarrer,
c) ein Bezirksjugendwart, eine Jugendsekretärin 

und je ein anderer hauptamtlicher Mitarbei­
ter in der Jugendarbeit auf Bezirksebene,

d) je ein aus dem Bezirkskirchenrat und der Be­
zirkssynode entsandtes Mitglied,

e) 2 von der Fachgemeinschaft hauptamtlicher 
Religionslehrer benannte Religionslehrer ver­
schiedener Schularten und ein vom Bezirks­
diakonieausschuß entsandter Vertreter der 
diakonischen Arbeit,

f) bis zu 3 von der Bezirksjugendkammer be­
rufene, in der Jugendarbeit erfahrene Persön­
lichkeiten (z. B. die Bezirksleiterin).

4. Leitung:
a) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter wer­

den für 4 Jahre von der Bezirksjugendkam­
mer aus ihrer Mitte gewählt.

b) Der Vorsitzende lädt wenigstens zweimal 
jährlich zu einer Sitzung ein.
Auf Antrag von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder ist die Bezirksjugendkammer zu 
einer außerordentlichen Sitzung einzuberufen.

c) Der Vorsitzende sorgt für die Führung des 
Protokolls.

III. Bezirksjugendpfarrer
1. Der Bezirksjugendpfarrer wird auf Vorschlag 

des Bezirkskirchenrats durch den Evangelischen 
Oberkirchenrat berufen. Der Bezirkskirchenrat 
macht seinen Vorschlag im Einvernehmen mit 
der Bezirksjugendkammer und dem Landesju­
gendpfarrer.
Der Bezirksjugendpfarrer trägt gemeinsam mit 
der Bezirksjugendkammer, dem Bezirksjugend­
wart und der Jugendsekretärin die Verantwor­
tung für die Jugendarbeit im Kirchenbezirk.
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2. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere:
a) Verkündigung und Seelsorge an der Jugend,
b) Beratung der Gemeinden und der Gliederun­

gen der Jugend in den Fragen der Jugend­
arbeit,

c) Gewinnung, Zurüstung und Fortbildung der 
Mitarbeiter in Verbindung mit den im Kir­
chenbezirk tätigen Jugendverbänden und Ak­
tionen,

d) Mitarbeit in der Jugendpolitik, insbesondere 
Verantwortung für die Vertretung der Anlie­
gen der Evangelischen Jugend in Jugendrin­
gen und Jugendwohlfahrtsausschüssen,

e) Förderung der ökumenischen Ausrichtung der 
Jugendarbeit,

f) Erstattung des Bezirksberichts über die Ju­
gendarbeit vor der Bezirkssynode im Beneh­
men mit der Bezirksjugendkammer.

3. Um den Zusammenhang des Gesamtkatechume- 
nats der Kirche zu wahren, soll der Bezirksju­
gendpfarrer außer mit den zuständigen Gemein­
depfarrern auch mit den für evangelische Unter­
weisung und Kindergottesdienst Verantwortli­
chen sowie mit Mitarbeitern der kirchlichen 
Werke Verbindung halten.

4. Der Dienst des Bezirksjugendpfarrers geschieht 
in Zusammenarbeit mit dem Amt für Jugend­
arbeit. Er nimmt an dessen Mitarbeitertagungen 
und Konferenzen teil.

IV. Bezirksjugendwart und Jugendsekretärin *
1. Der Bezirksjugendwart und die Jugendsekretärin 

leisten ihren Dienst in der Regel in einem Kir­
chenbezirk (bzw. in einigen Gemeinden des Kir­
chenbezirks).
Die Dienstaufsicht hat im Auftrag des Dekans der 
Bezirksjugendpfarrer. Bei einer Tätigkeit des Be­
zirksjugendwarts in mehreren Bezirken nimmt 
derjenige Bezirksjugendpfarrer die Dienstauf­
sicht wahr, in dessen Bezirk der Bezirksjugend­
wart wohnt.

2. Die Landeskirche beruft den Bezirksjugendwart 
bzw. die Jugendsekretärin im Benehmen mit dem 
Amt für Jugendarbeit, das seinerseits das Ein­
vernehmen mit der Bezirksjugendkammer her­
stellt.

3. Zu den Aufgaben des Bezirksjugendwartes bzw. 
der Jugendsekretärin gehören im Rahmen ihres 
Dienstverhältnisses zur Landeskirche oder zum 
Kirchenbezirk insbesondere:
a) Verkündigung, Seelsorge und Besuchsdienst 

bei der männlichen und weiblichen Jugend,
b) Gewinnung, Beratung und Zurüstung der 

ehrenamtlichen Mitarbeiter,
c) Bemühen um die Jugend in Jugendkreisen 

und geeigneten offenen Arbeitsformen,
d) Vorbereitung und Durchführung überge­

meindlicher Veranstaltungen (z. B. Jugend­
treffen, Freizeiten, Mitarbeiterrüsten),

e) Mitarbeit bei den Aufgaben der Jugendpolitik, 
f) Teilnahme am Konvent der Jugendwarte bzw.

Jugendsekretärinnen, der Mitarbeitertagung 
des Amtes für Jugendarbeit sowie an beson­
deren Lehrgängen,

g) Übernahme der zu ihrem Aufgabenbereich ge­
hörenden Verwaltungsarbeiten.

Eine nähere Regelung trifft die Dienstanweisung 
des Evangelischen Oberkirchenrats als Bestand­
teil des Anstellungsvertrags.

4. Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeiten Be­
zirksjugendwart und Jugendsekretärin mit dem 
Jugendkonvent und der Jugendkammer zusam­
men.

V. Landesjugendkonvent
1. Der Landesjugendkonvent ist die jeweils für 

2 Jahre gebildete Versammlung der Vertreter der 
Bezirksjugendkonvente auf Landesebene zu Er­
fahrungsaustausch, gegenseitiger Anregung und 
Pflege der Gemeinschaft.

2. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere:
a) Beratung aller Fragen und Aufgaben der 

Evangelischen Jugendarbeit in Baden,
b) Planung und Vorbereitung gemeinsamer Ver­

anstaltungen (z. B. Landesjugendtag, Landes­
sporttag u. a.),

c) Wahl der Vertreter in die Landesjugendkam­
mer,

d) Mitarbeit in den Arbeitsausschüssen der Lan­
desjugendkammer.

3. Mitglieder:
a) je 2 von den Bezirksjugendkonventen aus 

ihrer Mitte entsandte Vertreter,
b) je ein aus dem Kreis der Bezirksjugendwarte,

Jugendsekretärinnen, CVJM-Sekretäre,
hauptamtlichen Mitarbeiter des Amtes für Ju­
gendarbeit und Gemeindehelfer(innen) ent­
sandter Vertreter,

c) 2 aus dem Kreis der Bezirksjugendpfarrer 
entsandte Vertreter,

d) der Landesjugendpfarrer.
e) Der Landesjugendkonvent kann bis zu 5 in 

der Jugendarbeit erfahrene Persönlichkeiten 
als weitere Mitglieder berufen.

4. Leitung:
a) Der Landesjugendkonvent wählt aus seiner 

Mitte den Vorsitzenden und seinen Stellver­
treter. In der Regel soll ein ehrenamtlicher 
Mitarbeiter als Vorsitzender gewählt werden.

b) Der Vorsitzende beruft den Landesjugendkon­
vent jährlich zu mindestens einer Sitzung ein. 
Auf Antrag von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder ist der Konvent zu einer außer­
ordentlichen Sitzung einzuberufen.

c) Der Vorsitzende sorgt für die Führung des 
Protokolls.

d) Der Landesjugendkonvent gibt sich eine Ge­
schäftsordnung.

VI. Landesjugendkammer
1. In der Landesjugendkammer schließen sich je­

weils für die Dauer von 4 Jahren die verschiede­
nen Arbeitsformen, Gremien und Verantwortli­
chen der Evangelischen Jugendarbeit zu Bera­
tung, Planung und Durchführung gemeinsamer 
Aufgaben zusammen. Unbeschadet der gesamt­
kirchlichen Verantwortung der Kirchenleitung 
vertritt die Landesjugendkammer in Verbindung
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mit dem Landesjugendpfarrer die Evangelische 
Jugendarbeit in Baden gegenüber kirchlichen 
und nichtkirchlichen Stellen.

2. Die Landesjugendkammer hat insbesondere fol­
gende Aufgaben:
a) Beratung der Kirchenleitung in sämtlichen 

Fragen der Jugendarbeit,
b) Erörterung und Koordinierung der Arbeit 

der Evangelischen Jugend,
c) Durchführung gemeinsamer Arbeitsvorhaben 

(z. B. Landesjugendtag, Mitarbeiterzurüstung),
d) Entgegennahme und Beratung des Jahresbe­

richtes des Landesjugendpfarrers,
e) Aufstellung von Richtlinien für den kirchli­

chen Jugendplan und dessen Durchführung, 
Verwaltung kirchlicher und staatlicher Mittel 
für die Jugendarbeit,

f) Mitwirkung bei der Berufung des Landesju­
gendpfarrers nach der Ordnung der Landes­
kirche,

g) Verbindung zu den kirchlichen Werken (z. B. 
Arbeitsgemeinschaft für Gruppenseelsorge),

h) Entsendung der Vertreter der Evangelischen 
Jugend in Baden in Gremien, in denen die 
Evangelische Jugend in Baden vertreten sein 
muß,

i) Verbindung zu anderen Jugendverbänden im 
In- und Ausland, insbesondere zur Jugend­
arbeit der EKD,

k) Beschluß einer Geschäftsordnung.
Zur Durchführung ihrer Aufgaben kann die 
Kammer Arbeitsausschüsse berufen.

3. Mitglieder:
Beschließend:
a) der Vorsitzende, ein männlicher und ein weib­

licher Vertreter des Landesjugendkonvents,
b) je ein aus den Jugendverbänden entsandter 

Vertreter (z. Z. Gemeindejugend-Jungmän­
nerarbeit, Mädchenwerk, CVJM, CP, EC, 
d.e.j.),

c) je ein aus den Arbeitsformen entsandter Ver­
treter (z. Z. Schülerarbeit, EJL, Industrieju­
gendarbeit, Posaunenarbeit, EJAD, actio),

d) 2 aus dem Kreis der Bezirksjugendpfarrer 
entsandte Vertreter (je Stadt- und Landbe­
zirk),

e) je ein aus dem Kreis der Jugendwarte, der 
hauptamtlichen Mitarbeiterinnen in der Mäd­
chenarbeit und der hauptamtlichen Mitarbei­
ter im CVJM entsandter Vertreter,

f) ein aus der Evangelischen Studentengemeinde 
entsandter Vertreter,

g) ein vom Mitarbeiterkreis des Amtes für Ju­
gendarbeit entsandter Vertreter,

h) der Landesjugendpfarrer,
i) der Referent des Evangelischen Oberkirchen­

rats für die Jugendarbeit,
k) ein von der Landessynode aus ihrer Mitte ent­

sandter Vertreter.
Mitglied der Landesjugendkammer kann sein, 
wer die Befähigung zum Amt eines Ältesten nach 
der landeskirchlichen Ordnung besitzt. Die 
Altersgrenze wird auf 18 Jahre herabgesetzt.

Beratend:
1) der Geschäftsführer des Amtes für Jugend­

arbeit,
m) ein von der Leitung des Diakonischen Werkes 

der Landeskirche entsandter Vertreter der 
Inneren Mission (Jugendschutz),

n) die Vorsitzenden der Ausschüsse,
o) je ein Vertreter des Katechetischen Amtes 

und des Landesverbandes der Kindergottes­
dienstarbeit.

p) Die Landesjugendkammer kann Sachverstän­
dige zu ihren Beratungen zuziehen.

Die Landesjugendkammer kann mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder neue Mit­
glieder (Personen oder Verbände u. dergl.) auf­
nehmen und mit einer Mehrheit von drei Vierteln / 
ihrer Mitglieder aus wichtigem Grund Mitglieder 
(Personen oder Verbände u. dergl.) ausschließen.

4. Leitung:
a) Die Landesjugendkammer wählt aus ihrer 

Mitte den Vorsitzenden und seinen Stellver­
treter für die Dauer von 4 Jahren. Für die 
Wahl des Vorsitzenden stellt die Kammer 
einen Wahlvorschlag auf, über den das Ein­
vernehmen mit dem Evangelischen Oberkir­
chenrat herzustellen ist.

b) Der Vorsitzende beruft die Jugendkammer zu 
regelmäßigen Beratungen ein.
Auf Antrag von mindestens einem Drittel der 
Mitglieder ist die Jugendkammer zu einer 
außerordentlichen Sitzung einzuberufen.

c) Die Geschäftsführung der Landesjugendkam­
mer liegt beim Amt für Jugendarbeit.

VII. A) Das Amt für Jugendarbeit
1. Das Amt für Jugendarbeit der Evangelischen 

Landeskirche in Baden bilden die von der Lan­
deskirche mit einem Dienst an der Evangelischen 
Jugend in Baden beauftragten Mitarbeiter unter 
Leitung des Landesjugendpfarrers.

2. Aufgaben:
Zu den Gesamtaufgaben gehören insbesondere:
a) Beratung kirchlicher Mitarbeiter und verant­

wortlicher Personen aller Gremien, Bezirke 
und Werke in Fragen der Jugendarbeit,

b) Erstellung und Vermittlung von Arbeitshil­
fen (Werkstelle),

c) Fortbildung und Zurüstung von Mitarbeitern 
(Schulung),

d) Studienarbeit zur Förderung von Form und 
Inhalt der Jugendarbeit,

e) Durchführung von Freizeiten, Tagungen, 
Treffen und anderen Veranstaltungen für die 
Evangelische Jugend in Baden.

Zu den Sachgebieten mit eigener Aufgabenstel­
lung gehören insbesondere:
f) Aufbaulager,
g) diakonische und missionarische Dienste,
h) Jugendmusik,
i) Jugendpolitik,
k) Laienspiel,
1) . Ökumene und internationale Begegnungen. 
Der in diesen Arbeitsbereichen und Sachgebieten 
(a—1) wahrgenommene Dienst gilt der gesamten
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3.

Evangelischen Jugend und Jugendarbeit in den 
verschiedenen Arbeitsformen und Verbänden.
Soweit erforderlich und möglich, stellt das Amt 
für Jugendarbeit seine Mitarbeiter für diese Auf­
gaben den Bezirken, Gemeinden und Verbänden 
zur Verfügung.
Das Amt für Jugendarbeit nimmt durch die Be­
auftragten Verantwortung wahr in den verschie­
denen Arbeitsformen kirchlicher Jugend­
arbeit.
a) Zu diesen Arbeitsformen gehören: 

Evangelische Jugend auf dem Land, 
Evangelische Schülerarbeit in Baden, 
offene Berufstätigenarbeit, 
Gemeindejugend-Jungmännerarbeit, 
Mädchenarbeit (Mädchenwerk).

b) In den jeweiligen Arbeitsformen arbeiten die 
dafür bestellten hauptamtlichen Mitarbeiter 
des Amtes für Jugendarbeit zusammen mit 
Landesarbeitskreisen, die sich aus gewählten 
bzw. berufenen Persönlichkeiten des jeweili­
gen Arbeitsgebietes zusammensetzen.

c) Die Ordnung der Landesarbeitskreise richtet 
sich im Rahmen der Gesamtordnung nach den 
jeweiligen Gegebenheiten der verschiedenen 
Arbeitsformen.

e)

g)

Geltendmachen der Belange der Jugendarbeit 
bei Pfarrern, Ältesten und Synodalen, 
Vertretung der Evangelischen Jugendarbeit in 
Verbindung mit der Landesjugendkammer — 
unbeschadet der gesamtkirchlichen Verant­
wortung durch die Kirchenleitung —, 
Verbindung mit den für die evangelische Un­
terweisung verantwortlichen Stellen im Hin­
blick auf den Gesamtkatechumenat der Kir­
che, sowie mit den kirchlichen Werken.

Eine nähere Regelung erfolgt in der Dienstanwei­
sung.

4. Die Verantwortung gegenüber der Kirchenlei­
tung geschieht in ständigem Kontakt und regel­
mäßiger Berichterstattung gegenüber dem zu­
ständigen Referenten bzw. dem gesamten Ober­
kirchenrat.

C) Die Mitarbeiter im Amt für Jugendarbeit
1. Die Mitarbeiter im Amt für Jugendarbeit werden

2.

1.

2.

3.

B) Der Landesjugendpfarrer
Der Auftrag des Landesjugendpfarrers gilt der 
Jugend im Bereich der Evangelischen Landes­
kirche in Baden. Der Landesjugendpfarrer trägt 
unbeschadet der Verantwortung der Kirchenlei­
tung gemeinsam mit der Landesjugendkammer 
die Verantwortung für die Jugendarbeit in der 
Landeskirche.
Die Berufung des Landesjugendpfarrers erfolgt 
durch die Kirchenleitung im Benehmen mit der 
Landesjugendkammer in der Regel auf die Dauer 
von 6 Jahren. Sie kann von der Landeskirche im 
Benehmen mit der Landesjugendkammer ver­
längert werden.
Zu den Aufgaben des Landesjugendpfarrers ge­
hören insbesondere:
a) Verkündigung und Seelsorge an der Evange­

lischen Jugend,
b) Planung und Entwicklung von Form und In­

halt Evangelischer Jugendarbeit in Zusam­
menarbeit mit dem Mitarbeiterkreis des 
Amtes für Jugendarbeit,

c) Koordinierung aller in der Jugendarbeit täti­
gen Kräfte zu gemeinsamem bzw. zugeordne­
tem Handeln in der Kirche,

d) Verantwortung für die Zurüstung und Wei­
terbildung der Mitarbeiter in der Evangeli­
schen Jugendarbeit,

OKR. 20. 1. 1969

3.

4.

5.

6.
7.

für bestimmte Arbeitsgebiete und Aufgaben von 
der Landeskirche angestellt. Die Berufung der 
Mitarbeiter in den verschiedenen Arbeitsformen 
geschieht im Benehmen mit den Landesarbeits­
kreisen.
Die Aufgaben der Mitarbeiter regeln sich nach 
der jeweiligen Dienstanweisung. Diese erläßt der 
Evangelische Oberkirchenrat im Benehmen mit 
dem Landesjugendpfarrer, der seinerseits bei 
Anstellung der hauptamtlichen Mitarbeiter der 
Arbeitsformen zuvor das Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Arbeitskreis herstellt.
In der sachlichen Arbeit der jeweiligen Arbeits­
formen arbeitet der mit dieser Aufgabe betraute 
Mitarbeiter mit dem Landesarbeitskreis und dem 
Landesjugendpfarrer zusammen.
Die Mitarbeiter im Amt für Jugendarbeit arbei­
ten neben ihren besonderen Sachgebieten an den 
Gesamtaufgaben dieses Amtes mit.
Die Mitarbeiter sind im Mitarbeiterkreis des 
Amtes für Jugendarbeit zusammengeschlossen, 
der sich zu regelmäßigen Arbeitsbesprechungen 
trifft.
Die Dienstaufsicht führt der Landesjugendpfarrer. 
Der Mitarbeiterkreis entsendet einen Mitarbeiter 
oder eine Mitarbeiterin in die Landesjugendkam­
mer.

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1969 in Kraft.

Karlsruhe, den 23. Januar 1969

Evangelischer Oberkirchenrat 
Wendt

Bekanntmachungen
Weihnachtszuwendung 1968

Az. 25/082 — 1122
Entsprechend dem Vorgehen des Landes Baden- 

Württemberg (Verordnung des Finanzministeriums 
vom 27. 11. 1968, Ges.Bl. S. 450, und Tarifverträge 
vom 6. 11. 1968, GABI. 1969 S. 34) finden die mit un-

serer Bekanntmachung vom 25. 11. 1965 (VB1. S. 92) 
mitgeteilten Bestimmungen über die Gewährung 
einer Weihnachtszuwendung für das Jahr 1968 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß der Grundbetrag der 
Zuwendung nach Ziffer 3 unserer genannten Be­
kanntmachung 40 vom Hundert der Dienst- oder
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Versorgungsbezüge für Dezember 1968 (bei Ange­
stellten für September 1968) beträgt, wobei der Kin­
derzuschlag nach wie vor nicht berücksichtigt wird.

Bei Gemeindepfarrern, Pfarrverwaltern und 
Pfarrdiakonen mit freier Dienstwohnung gelten als 
Dienstbezüge das Grundgehalt zuzüglich des Orts­
zuschlags, der beim Fehlen einer Dienstwohnung 
zustünde (vgl. Tabelle im VBI. 1968 S. 100, Tarif­
klasse I b bzw. H, Ortsklasse S oder A).

Die Kirchengemeinden und Kirchenbezirke wer­
den gebeten, entsprechend zu verfahren.

OKR. 29. 1. 1969
Az. 25/6

Vollzug des kirchlichen Ge­
setzes über das Lektorenamt

1. Es entspricht dem Sinn des § 1 des Lektorengeset­
zes vom 4. 5. 1962 (VBI. S. 18), wenn — abgesehen 
von den anderen ausdrücklich genannten Anwen­
dungsfällen — durch den Einsatz von Lektoren er­
möglicht wird, daß Pfarrer (Pfarrverwalter, Pfarr- 
diakone, Vikare), die für mehrere Predigtstellen ver­
antwortlich sind, in der Regel an einem Tage nicht 
mehr als zwei Predigtgottesdienste zu halten haben.
2. Als weiterer Grund für den Einsatz eines Lektors 
wird hiermit ausdrücklich der Fall anerkannt, daß 
einem Pfarrer (Pfarrverwalter, Pfarrdiakon, Vikar), 
der regelmäßig und ausschließlich eine oder mehrere 
Predigtstellen zu versorgen hat, alle 4—6 Wochen 
ein predigtfreier Sonntag ermöglicht wird.
3. Es empfiehlt sich für den Dekan, insbesondere für 
die in Ziffer 1 und 2 genannten Fälle, bei der Beauf­
tragung der Lektoren (vgl. § 7 Absatz 2 Lektorenge­
setz) einen diesbezüglichen Dienstplan für diese 
regelmäßigen Lektorendienste in einem bestimmten 
Zeitraum zugrunde zu legen.
4. Die mit der Beauftragung des Lektors verbunde­
nen finanziellen Aufwendungen (§ 9 Lektorenge­
setz) trägt in den Fällen der Ziffer 1 und 2 die Lan­
deskirche, im übrigen nach der geltenden Ordnung 
der Kirchenbezirk. Eine Neufassung der Verordnung 
über die Kosten des Lektorendienstes vom 18.9.1962 
(VBI. S. 95, Sammlung Niens Nr. 26 m) ist in Vorbe­
reitung.

OKR. 17. 1. 1969
Az. 43/0 — 19660

Kollektenerhebung

Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, die 
Landeskollekten einschließlich Bezirkskollekten, die 
der Evang. Oberkirchenrat gemäß § 108 Absatz 2 
Buchstabe s der Grundordnung vornehmlich in dem 
jährlichen Kollektenplan anordnet, zu erheben. An 
den (hiernach sog.) „kollektenfreien" Sonn- und 
Feiertagen sind die Gemeinden berechtigt, in den 
Gottesdiensten Kollekten nach eigenem Ermessen 
einzusammeln. Solche Kollekten dürfen nicht nur 
für örtliche Zwecke im engeren Sinne bestimmt 
werden, sondern auch für diakonisch-missionarische 
Aufgaben innerhalb und außerhalb der eigenen Ge­
meinden (z. B. Patengemeinden, Brot für die Welt). 
Über die Erhebung solcher Kollekten beschließt der 
Ältestenkreis; jedoch dürfen ohne Zustimmung des 
Kirchengemeinderats durch solche örtlichen Kollek­
tenerhebungen die im Haushaltsplan vorgesehenen 
Opfereinnahmen nicht geschmälert werden.

OKR 7. 1. 1969
Az. 44/2 — 18732

Bezirks- und Kreisvertreter 
für Diakonie

Zu Bezirks- bzw. Kreisvertretern für Diakonie 
wurden bestellt:
a) Bezirksvertreter für den Kirchenbezirk K ar1s-

ruhe-Land :
Pfarrdiakon Hans Ott in Wiesental, Rosenhag 10

b) Bezirksvertreter für den Kirchenbezirk Mann­
heim und Kreisvertreter für den Stadtkreis 
Mannheim:
Horst von B e z o 1d in Mannheim, M 1, 10,
Leiter des Evang. Gemeindedienstes Mannheim 

c) Bezirksvertreter für den Kirchenbezirk Nek- 
karbischofsheim:
Pfarrverwalter Paul Mosch in Bargen 

d) Kreisvertreter für den Landkreis Donaue­
schingen:
Pfarrer Alfred Thoma in Furtwangen.

OKR. 8. 1. 1969
Az. 60/0

Kirchengemeindliche Bau­
vorhaben in den Rechnungs­
jahren 1970 und 1971

Die veränderte finanzielle Lage der Landeskirche 
wird künftig die Mitfinanzierung kirchengemeindli­
cher Bauvorhaben aus landeskirchlichen Mitteln im 
bisherigen Umfang nicht mehr gestatten. Die Bau­
tätigkeit der Kirchengemeinden muß deshalb auf die 
dringendsten Baumaßnahmen beschränkt werden. 
Dieses Erfordernis bedeutet zugleich eine verant­
wortliche Prüfung des Raumprogramms jedes Vor­
habens im Blick auf die Erfordernisse einer sich 
deutlich abzeichnenden neuen Gestaltung des Ge­
meindelebens (vgl. Einführung zu der Dokumenta­
tion „20 Jahre Kirchenbau in der Evang. Landes­
kirche in Baden“).

In welcher Höhe im Haushaltszeitraum 1970/71 
„Baumittel“ (Darlehen und Zuschüsse) in den lan­
deskirchlichen Haushaltplan eingestellt werden kön­
nen, ist z. Z. noch nicht zu übersehen. Für die Auf­
stellung dieses Haushaltsplans sind Unterlagen er­
forderlich, aus denen konkrete Angaben zu ersehen 
sind, welche unbedingt notwendigen kirchenge­
meindlichen Bauvorhaben (Neubauten und Instand­
setzungen) mit einem Aufwand von mehr als 
DM 10 000,— in den Jahren 1970 und 1971 geplant 
werden und welche landeskirchliche Finanzhilfe im 
einzelnen erwartet wird.

Wir bitten deshalb die Kirchengemeinden, alle 
Neubauten und Instandsetzungsmaßnahmen (über 
DM 10 000,—), die in den Jahren 1970 und 1971 be­
gonnen werden sollen, — nach eingehender und ver­
antwortlicher Prüfung der Notwendigkeit und 
Dringlichkeit — bis spätestens 1. März 1969 über das Termin 
zuständige Dekanat dem Evang. Oberkirchenrat an­
zuzeigen.

Die Dekanate werden gebeten, im Einvernehmen . 
mit dem Bezirkskirchenrat zu jedem Antrag Stel­
lung zur Notwendigkeit und Dringlichkeit des beab­
sichtigten kirchengemeindlichen Bauvorhabens zu 
nehmen und eine Dringlichkeitsliste aller Bauvor­
haben des Kirchenbezirks dem Evang. Oberkirchen­
rat bis zum 15. April 1969 vorzulegen. Zugleich mit Termin 
dieser Vorlage sind auch Bauvorhaben der Kirchen­
bezirke selbst mit der erforderlichen Stellungnahme 
dem Evang. Oberkirchenrat zu melden.
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In der Meldung sind anzugeben (getrennt für je­
des einzelne Bauvorhaben):
1. Art des Bauvorhabens (z. B. Neubau eines Ge­

meindehauses, Instandsetzung der Kirche)
2. Bauprogramm (z. B. Zahl und Größe der Räume, 

Sitzplatzzahl)
3. Begründung des Bauvorhabens (mit Erläuterung 

der Dringlichkeit)
4. Voraussichtliche Kosten (ggf. nach Bauabschnit­

ten gegliedert)
5. Finanzierungsübersicht (Hinweis auf angesam­

melte und noch zu erwartende Eigenmittel ein­
schließlich Spenden; öffentliche Zuschüsse etc.)

6. Baugrundstück (z. B. Eigentumsverhältnisse)
7. Bei Instandsetzungen: Baupflichtiger (bei geteil­

ten Baupflichten nach den entsprechenden An­
teilen).
Mit dieser Meldung sollen keine Planungsunter­

lagen eines Architekten vorgelegt werden. Für die 
spätere Durchführung des Bauvorhabens wird auf 
unsere Bekanntmachung über „Bauvorhaben der 
Kirchengemeinden (Genehmigungsverfahren u. a.)“ 
vom 28. 11. 1962 Az.: 60/0-15740 (VBI. S. 115) hinge­
wiesen. Die dort genannten Bestimmungen sind un­
bedingt zu beachten.

Bereits gemeldete Bauvorhaben, die der Evang. 
Oberkirchenrat in den Jahren 1968 und 1969 noch 
nicht genehmigt hat, brauchen in die Meldung nicht 
aufgenommen zu werden, soweit der Bezirkskirchen­
rat und das Dekanat bereits Stellung genommen 
haben und diese Bauvorhaben in die seinerzeitige 
Dringlichkeitsliste 1968/69 aufgenommen wurden 
(Meldung aufgrund unserer Bekanntmachung vom 
30. 9. 1966, VBI. S. 61).

Soweit die Kirchengemeinden Generalbebauungs­
pläne usw. für geplante Bauvorhaben für einen län­
geren Zeitraum aufgestellt haben,bitten wir, diese 
Übersicht mit der Meldung vorzulegen.

Es wird dringend gebeten, die Termine vom 1. 3. 
1969 (Meldung der Kirchengemeinden an die Deka­
nate) und vom 15. 4. 1969 (Vorlage von den Deka­
naten an den Evang. Oberkirchenrat) zu beachten.

Hinweise
Die Arbeitsgemeinschaft für evangelische Schüle­

rinnen- und Frauen-Bibel-Kreise (MBK) in Bad 
Salzuflen führt 1969 drei Kurzlehrgänge durch, die 
zur ehren- oder nebenamtlichen Mitarbeit in der Ge­
meinde zurüsten wollen. Zu den Schwerpunkten des 
Unterrichts gehören methodische Anleitungen und 
praktische Übungen, Bibelstudium, Seelsorge, Grup­
penpädagogik u. a. m.

Zwei Kurse sind schwerpunktmäßig auf Ju­
gendarbeit ausgerichtet. Sie finden statt vom 
21. Februar bis 21. März und vom 3. bis 29. Novem­
ber. Alter der Teilnehmerinnen: 20—40 Jahre.

Der dritte Lehrgang will eine Einführung in ver­
schiedene Formen der Erwachsenenarbeit 
geben. Er findet vom 16.—28. Juni statt. Alter der 
Teilnehmerinnen nicht begrenzt.

Anfragen und Anmeldungen sind zu richten an

das Sekretariat des MBK-Tagungshauses, 4902 Bad 
Salzuflen, Hermann-Löns-Straße 9, Telefon 5 00 88.

Beim Evang. Presseverband für Baden e. V. in 
Karlsruhe ist erschienen: „,Anstöße’, Entwurf einer 
strukturellen Veränderung der kirchlichen Arbeit, 
dargestellt an der Großregion Konstanz, Singen, Ra­
dolfzell.“ Preis: 3,50 DM; Bezug kann auf Fonds­
kosten erfolgen.

Der Evangelische Oberkirchenrat identifiziert 
sich zwar nicht mit allen hier vertretenen Anschau­
ungen, namentlich die „Theologische Grundlegung“ 
bedarf noch der Diskussion, desgleichen manche Ein­
zelheiten, etwa der Verzicht des Gemeindepfarrers 
auf Konfirmandenunterricht. Doch scheint uns der 
Entwurf in jeder seiner Überlegungen außerordent­
lich bedenkenswert zu sein, einmal weil er die Gren­
zen des traditionellen Parochialsystems aufzeigt und 
„die Region als Ganzheit der Lebensbeziehungen“ 
ins Auge faßt, sodann weil er den Gedanken der 
„funktionalen Gliederung“ konsequent durchdenkt, 
und nicht zuletzt weil er die Bedeutung des partner­
schaftlichen Führungsstils auf Gemeinde- und Be­
zirksebene darlegt.

Der Landesverband evangelischer Büchereien 
hat Anfang Januar an die ihm angeschlossenen Bü­
chereien statistische Fragebogen versandt mit der 
Bitte, diese bis zum 10. Februar 1969 ausgefüllt zu­
rückzusenden. Diese Fragebogen werden dieses Jahr 
erstmalig mittels elektronischer Datenverarbeitung 
ausgewertet und dienen wiederum — wie schon im 
Jahre 1965 erstmalig geschehen — als Unterlage ei­
ner Gesamtstatistik aller kommunalen, katholischen 
und evangelischen Büchereien, die den zuständigen 
höchsten Gremien vorgelegt werden soll.

Die konfessionellen Büchereien werden vom 
Staat jährlich durch staatliche Zuschüsse gefördert. 
Sie müssen aber auch wie alle anderen öffentlichen 
Büchereien ihre Bedeutung und Unterstützungs­
würdigkeit durch eine exakte Statistik begründen 
können, die zugleich Kirchenvorstände und Kirchen­
leitung über die Büchereiarbeit informiert. Die 
Pfarrämter werden deshalb gebeten, dem Landes­
verband diese statistischen Angaben termingerecht 
einzureichen.

Bei der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen 
Werkes der EKD ist vor kurzem eine Neuauf­
lage des „Verzeichnisses der Orts-, Kreis- und Be­
zirksstellen des Diakonischen Werkes (Evang. Ge­
meindedienste) in der Bundesrepublik und in West- 
Berlin“ erschienen. Das Verzeichnis ist eine gute Ar­
beitshilfe für die Kirchengemeinden, die diakoni­
schen Einrichtungen sowie für die staatlichen und 
kommunalenSozialbehörden, mit denen die Diakonie 
bei fürsorgerischen und sozialen Aufgaben zusam- 
menarbeitet. Wir weisen empfehlend darauf hin. 
Preis des Heftes 1,80 DM zuzüglich Porto; bei Mehr­
abnahme Staffelpreise.
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